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Volksvertretung und Gesetzlichkeit

Vorbereitung längerfristiger Maßnahmen 
zur Festigung von Gesetzlichkeit, 
Ordnung und Sicherheit

Erfahrungen
der Stadtverordnetenversammlung Dessau
THEA HAUSCHILD, Oberbürgermeister der Stadt Dessau 
und Abgeordnete der Volkskammer der DDR 
JOHANNES TANDETZKI, Stellvertreter 
des Oberbürgermeisters für Inneres der Stadt Dessau

Der IX. Parteitag der SED kennzeichnete die konsequente 
Gewährleistung der sozialistischen Gesetzlichkeit sowie 
von Ordnung und Sicherheit als objektive Erfordernisse 
der weiteren Gestaltung der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft in der DDR. Die allseitige Stärkung des Staa­
tes der Arbeiter und Bauern und die weitere Entwick­
lung der sozialistischen Staatsmacht durch die Vertiefung 
und Erweiterung der sozialistischen Demokratie sowie die 
zielstrebige Verwirklichung der Hauptaufgabe in ihrer 
Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik schließen die 
weitere Erhöhung von Sicherheit und Ordnung ein.

Anliegen der längerfristigen Maßnahmen

Die Gewährleistung der sozialistischen Gesetzlichkeit, von 
Ordnung und#6icherheit ist eine Aufgabe des sozialisti­
schen Staates in allen Etappen seiner Entwicklung und 
zugleich Angelegenheit der gesamten sozialistischen Ge­
sellschaft (Art. 87, 90 der Verfassung). Als Organ der so­
zialistischen Staatsmacht verwirklicht die Stadtverordne­
tenversammlung unter Führung der Partei der Arbeiter­
klasse im Territorium der Stadt Dessau in enger Verbin­
dung mit den übrigen Verantwortungsträgern und allen 
Werktätigen die Staatspolitik der DDR (§ 1 Abs. 1 GöV). 
Sie ist verpflichtet, in Durchführung der Beschlüsse der 
Partei und auf der Grundlage der Gesetze und Verordnun­
gen über alle grundlegenden Fragen des Territoriums die 
notwendigen Entscheidungen zu treffen (§§ 1 Abs. 3, 4 
Abs. 1 GöV). Aus dieser Sicht hat sie die dazu notwendi­
gen Beschlüsse mit den Bürgern, Betrieben, Einrichtungen 
und gesellschaftlichen Organisationen vorzubereiten, zu be­
raten und zu beschließen (§§ 1 Abs. 3, 3 Abs. 1 und 2, 4 
Abs. 1, 9 Abs. 3 GöV).

Als wesentliche Aufgabe ergibt sich für unsere Stadt­
verordnetenversammlung — wie übrigens für alle Or­
gane — der Schutz der sozialistischen Staats- und Gesell­
schaftsordnung. In diesem Zusammenhang geht es um 
konkrete Maßnahmen zur Entwicklung des sozialistischen 
Bewußtseins der Bürger, zur Förderung einer hohen so­
zialistischen Arbeitsmoral und -disziplin, zur Entwicklung 
der sozialistischen Verhaltens- und Lebensweise, zur strik­
ten Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit und zur 
ständigen Festigung der Sicherheit und Ordnung im Ver­
antwortungsbereich (§§ 2 Abs. 4 und 6, 48, 49 Abs. 4, 68 
GöV). Dabei arbeiten die örtlichen Volksvertretungen und 
ihre Organe eng mit den Gewerkschaften, den Ausschüssen 
der Nationalen Front der DDR und den Betrieben und 
Einrichtungen des Territoriums zusammen, um so die Ver­
wirklichung der Hauptaufgabe durch ein Höchstmaß an 
sozialistischer Gesetzlichkeit, Sicherheit und Ordnung wir­
kungsvoll zu unterstützen (§ 4 Abs. 1 GöV; §§ 4 Abs. 3, 7 
Abs. 2, 20 Abs. 1 und 2 VEB-VO).

Eine der Grundorientierungen der Partei der Arbeiter­
klasse besteht darin, zur Gewährleistung der staatlichen 
sowie der öffentlichen Ordnung und Sicherheit die Auto­

rität der staatlichen Organe zu erhöhen und die sozia­
listische Gesetzlichkeit, Sicherheit und Ordnung auf allen 
Gebieten des gesellschaftlichen Lebens wirkungsvoll durch­
zusetzen. Unsere Erfahrung besagt, daß gesellschaftliche 
Anerkennung und Autorität immer wieder neu erworben 
werden müssen. In der Praxis geschieht das vor allem 
dadurch, daß den unablässig wachsenden gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und Erfordernissen bei der Entwicklung der 
Produktivkräfte, besonders bei der Entwicklung der so­
zialistischen Beziehungen und Verhaltensweisen der Bür­
ger zur Verwirklichung ihrer Rechte und Pflichten, durch 
eine qualifizierte, wirksame staatliche und gesellschaft­
liche Tätigkeit Rechnung getragen wird.

Von solchen Anliegen ließen sich auch unsere Volks­
vertreter und der Rat der Stadt Dessau leiten, als sie im 
November 1977 die Aufgabe stellten, zu den Fragen der 
sozialistischen Gesetzlichkeit, Sicherheit und Ordnung 
langfristig eine Stadtverordnetenversammlung zum
29. März 1978 vorzubereiten. Zum Kernstück der Vorberei­
tung wurde die breite öffentliche Diskussion eines Be­
schlußentwurfs über Aufgaben zur weiteren Festigung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit, Sicherheit und Ordnung in 
der Stadt Dessau bis 1980 erklärt.*

Demokratische Beschlußvorbereitung

Im Auftrag des Rates der Stadt wurde unter Leitung des 
Stellvertreters des Oberbürgermeisters für Inneres von 
einer Arbeitsgruppe der Beschlußentwurf erarbeitet. 
Daran wurden beteiligt:
— die Ständige Kommission für Ordnung und Sicherheit,
— die Gewerkschaften,
— das Sekretariat des Kreisausschusses der Nationalen 

Front der DDR,
— die Grundorganisationen der FDJ,
— die Justiz- und Sicherheitsorgane,
— die Fachorgane des Rates,
— das Kreiskomitee der Arbeiter-und-Bauern-Inspek- 

tion,
— sechs ausgewählte Betriebe der zentral-, bezirks- und 

kreisgeleiteten Industrie,
— die Betriebsakademie des Rates der Stadt und Studen­

ten der Fachschule „Edwin Hoernle“ in Weimar,
— ehrenamtliche Mitarbeiter des Bereichs Inneres und der 

Freiwilligen Feuerwehr.
Der Beschlußentwurf wurde Anfang Januar 1978 von 

der Stadtverordnetenversammlung als Grundlage für die 
öffentliche Diskussion in der Zeit vom 15. Januar bis
15. März 1978 bestätigt. Ziel der öffentlichen Diskussion 
war es, mit den Werktätigen der Stadt gründlich das An­
liegen und inhaltliche Details des Beschlußentwurfs zu be­
raten, um neue Initiativen und Aktivitäten vor allem im 
sozialistischen Wettbewerb in Vorbereitung des 30. Jahres­
tages der Gründung der DDR und in der gesamten Lei­
tungstätigkeit zu entfachen, die zugleich wirkungsvoll zur 
konsequenten Gewährleistung von sozialistischer Gesetz­
lichkeit, Ordnung und Sicherheit beitragen.

In breiten Kreisen unserer Werktätigen besteht bereits 
seit Jahren große Aufgeschlossenheit gegenüber allen Fra­
gen des Rechts, der Ordnung und Sicherheit. Hohes Rechts­
bewußtsein, Klassenwachsamkeit, sozialistisches Eigentü­
merdenken und Verantwortungsgefühl für das Ganze sind 
ein Spiegelbild dieser Tatsache im sozialistischen Alltag 
unserer Stadt. Dem entspricht z. B., daß Anfang 1978 im 
sozialistischen Wettbewerb ca. 54 000 Werktätige in 
2 191 Kollektiven (in 232 Betrieben und 41 Wohnbezirken) 
um die Anerkennung als Betrieb bzw. Bereich der vor­
bildlichen Ordnung, Sauberkeit und Sicherheit kämpften 
und 1 310 Kollektive nach der Bassow-Initiative arbeite-


